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Durchsetzung progressiver Normen und Normative des Ma­
terialverbrauchs und der Vorratshaltung zu beraten und ih­
nen Informationen für Kosten- und Preisvergleiche beim 
Einsatz metallurgischer Erzeugnisse zu übergeben. Sie erteilt 
Gutachten in allen Fragen der Verwendung und der Werk­
stoffbeschaffenheit metallurgischer Erzeugnisse.

(6) Die Stahlberatungsstelle verwirklicht ihre Aufgaben in 
enger Zusammenarbeit mit den Kombinaten und den Be­
trieben, den bilanzierenden bzw. bilanzbeauftragten Organen, 
den Einrichtungen der Akademie der Wissenschaften der 
DDR, den Universitäten und Hochschulen sowie mit den 
staatlichen und gesellschaftlichen Kontrollorganen.

(7) Der Direktor der Stahlberatungsstelle ist dem Minister 
für Erzbergbau, Metallurgie und Kali für die Erfüllung der 
in dieser Verordnung festgelegten Aufgaben direkt verant­
wortlich und rechenschaftspflichtig.

§4
Informationspflichten und Mitwirkung 

bei der Erarbeitung von Erneuerungspässen

(1) Die Bedarfsträger haben die Stahlberatungsstelle über 
Neuentwicklungen, mit denen ein bedeutender Bedarfszu­
wachs, wesentliche Sortimentsveränderungen oder neue qua­
litative Anforderungen an die bereitzustellenden metallur­
gischen Erzeugnisse verbunden sind, mit Beginn der Erar­
beitung des Erneuerungspasses bzw. nach Erteilung des Ent­
wicklungsauftrages so zu informieren, daß deren Mitwirkung 
bei der Erarbeitung der Vorbereitungsunterlagen für die 
Neuentwicklung gesichert werden kann.

(2) Die Mitwirkung der Stahlberatungsstelle an der Erar­
beitung von Erneuerungspässen für Aufgaben des Staats­
planes Wissenschaft und Technik ist jährlich zwischen den 
Ministern für Wissenschaft und Technik und Erzbergbau, - 
Metallurgie und Kali abzustimmen. Für die weiteren Neuent­
wicklungen legt der Direktor der Stahlberatungsstelle Art 
und Umfang der Mitwirkung der Stahlberatungsstelle fest. 
Wird eine Mitarbeit der Stahlberatungsstelle für nicht er­
forderlich gehalten, ist gleichzeitig über das weitere Geneh­
migungsverfahren zu entscheiden.

(3) Die Hersteller und Bedarfsträger haben die Stahlbera­
tungsstelle unverzüglich über bedeutende Qualitätsprobleme 
bei der Herstellung, der Verarbeitung oder Verwendung me­
tallurgischer Erzeugnisse zu informieren.

§5
Staatliche Genehmigung

(1) Der staatlichen Genehmigung durch die Stahlbera­
tungsstelle bedürfen

a) der Einsatz metallurgischer Erzeugnisse in Neuentwick­
lungen im Umfang der im § 4 getroffenen Regelungen,

b) Abweichungen von dem vom Minister für Erzbergbau, 
Metallurgie und Kali festgelegten Vorzugssortiment 
oder optimierten Stahlmarkensortiment.

Der Direktor der Stahlberatungsstelle kann in begründeten 
Ausnahmefällen eine Befreiung von der Genehmigungspflicht 
aussprechen. Diese Befreiung ist ausgeschlossen, wenn beim 
Einsatz metallurgischer Erzeugnisse in Neuentwicklungen 
eine Abweichung vom Vorzugssortiment oder vom optimier­
ten Stahlmarkensortiment vorgesehen ist. Metallurgische Er­
zeugnisse, deren Verwendung durch staatliche Einsatzbestim­
mungen geregelt ist, sind von der Genehmigungspflicht aus­
genommen.

(2) Die staatliche Genehmigung wird mit einem Prüfbe­
scheid erteilt. Sie kann mit Auflagen verbunden oder befri­
stet werden. Die Antragsteller haben der Stahlberatungsstelle 
über die Erfüllung der Auflagen schriftlich zu berichten.

(3) Die staatliche Genehmigung berechtigt zum Einsatz der 
betreffenden metallurgischen Erzeugnisse im Rahmen der 
Bilanzanteile. Die Rechte und Pflichten der bilanzierenden 
bzw. bilanzbeauftragten Organe werden dadurch nicht be­
rührt.

§ 6
Zustimmung bei Importen von Anlagen,

Maschinen und Ausrüstungen
Bei vorgesehenen Importen von Anlagen, Maschinen und 

Ausrüstungen zur Verarbeitung metallurgischer Erzeugnisse, 
die qualitativ höhere Anforderungen an diese Erzeugnisse 
stellen, haben die Bedarfsträger vor der staatlichen Entschei­
dung über den Import die Zustimmung der Stahlberatüngs- 
stelle einzuholen. Die Zustimmung erstreckt sich auf die zu 
verarbeitenden metallurgischen Erzeugnisse.

§7
Durchsetzung der ökonomischen Materialvehwendung

(1) Die Stählberatungsstelle kontrolliert die Einhaltung der 
in den Rechtsvorschriften festgelegten Pflichten bei der Her­
stellung, beim Import und bei der Verwendung metallurgi­
scher Erzeugnisse.

(2) Die Stahlberatungsstelle kontrolliert bei Herstellern 
und Bedarfsträgern metallurgischer Erzeugnisse vor allem

a) die bedarfs- und qualitätsgerechte Produktion,
b) die Einhaltung der staatlichen Genehmigungen, Zu­

stimmungen und staatlichen Einsatzbestimmungen,
c) den materralökonomisch zweckmäßigsten Einsatz me­

tallurgischer Erzeugnisse bei der Entwicklung, Projek­
tierung und Konstruktion neuer Erzeugnisse und An­
lagen,

d) die Einhaltung der Normen und Normative des Mate­
rialverbrauchs und der Vorratshaltung,

e) die Einhaltung der Kennziffern zur Senkung des spe­
zifischen Materialverbrauchs.

Sie arbeitet dabei mit den staatlichen und gesellschaftlichen 
Kontrollorganen und den bilanzierenden und bilanzbeauf­
tragten Organen zusammen und führt unter Einbeziehung 
der zuständigen Fondsträger Kontrollberatungen durch.

(3) In Erfüllung ihrer Aufgaben sind die Mitarbeiter der 
Stahlberatungsstelle und die vom Direktor der Stahlbera­
tungsstelle Bevollmächtigten unter Einhaltung der Rechts­
vorschriften über den Schutz von Staatsgeheimnissen be­
rechtigt, die Betriebe, Genossenschaften oder Einrichtungen 
nach vorheriger Anmeldung beim Leiter der Wirtschaftsein­
heit zu betreten, in Unterlagen Einsicht zu nehmen und 
mündliche oder schriftliche Informationen anzufordern. Sie 
haben sich durch einen Dienstausweis und einen schriftlichen 
Kontrollauftrag des Direktors der Stahlberatungsstelle zu 
legitimieren.

(4) Der Direktor der Stahlberatungsstelle ist berechtigt,
a) den Direktoren der Betriebe Auflagen zum Einsatz auf­

gedeckter Reserven, zur sofortigen Rückgabe nicht er­
forderlicher materieller Fonds und zur Wiederherstel­
lung der Gesetzlichkeit bei Verstößen gegen Rechtsvor­
schriften zu erteilen,

b) von den Generaldirektoren der Kombinate und den 
Leitern der übergeordneten Organe der Bedarfsträger 
Entscheidungen zur effektiven Verwendung der me­
tallurgischen Erzeugnisse zu verlangen,

c) von den Generaldirektoren der bilanzierenden bzw. bi­
lanzbeauftragten Kombinate bei ungerechtfertigten Be­
darfsforderungen die Berechnung von Wirtschaftssank­
tionen zu verlangen,

d) vom zuständigem Leiter die Durchsetzung der arbeits­
rechtlichen Verantwortlichkeit zu verlangen, wenn Lei­
ter oder leitende Mitarbeiter ihnen aus der Verordnung

. obliegende Pflichten verletzt haben, •
- e) Genehmigungen zu widerrufen, wenn die der Geneh­

migung zugrunde gelegten Bedingungen nicht oder nicht 
mehr zutreffen.

§ 8
Entscheidungen

Entscheidungen, mit denen eine staatliche Genehmigung 
oder Zustimmung versagt, mit Auflagen oder befristet erteilt


